
SoVD kritisiert bekannt gewordene Kürzungsvorschläge für die Eingliederungshilfe

Sowohl bei der Gesundheitsversorgung als auch bei der Eingliederungshilfe betrachtet der SoVD in Niedersachsen die derzeitigen Entwicklungen mit großer Sorge. 
Anlässlich des „Europäischen Protesttags zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen“ am 5. Mai macht der Verband deshalb deutlich, dass die geplanten 
Kürzungen das Leben von Menschen mit einer Behinderung massiv einschränken. Er fordert die Politik auf, die Pläne nicht umzusetzen und stattdessen Inklusion 
voranzutreiben.

Weniger Assistenzleistun-
gen, Therapien und Unterstüt-
zung vor Ort, dafür aber höhere 
Zuzahlungen bei der medizini-
schen Versorgung – das sind 
nur einige Vorhaben, die die 
Bundesregierung derzeit bei 
Menschen mit Behinderung 
plant. „All unsere Errungen-
schaften für Betro� ene wer-
den damit zunichte gemacht“, 
betont Dirk Swinke, Vorstands-
vorsitzender des SoVD in 
Niedersachsen. Das diesjäh-
rige Motto des Aktionstags –
„Menschenrechte sind nicht 
verhandelbar“ – sei deshalb 
besonders passend. „Wir reden 
nicht nur über irgendwelche 
Kostenfaktoren, sondern über 
Menschen, die nicht mehr 
selbstbestimmt leben können, 
wenn die Reformen umgesetzt 

werden“, ist sich Swinke sicher 
und macht deutlich, warum die 
Unterstützung so wichtig ist: 
„Eine persönliche Assistenz er-
möglicht es jemandem, der*die 
im Rollstuhl sitzt, zu arbeiten 
oder zu studieren. Konkrete 
Hilfen vor Ort verhindern, dass 
Betro� ene in eine Einrichtung 
ziehen müssen. Das sind nur 
zwei Beispiele für mehr Selbst-
ständigkeit.“

Da in Niedersachsen etwa 
700.000 Menschen mit einer 
Schwerbehinderung leben, die 
von den geplanten Kürzungen 
direkt betro� en wären, fordert 
Niedersachsens größter Sozi-
alverband das sofortige Ein-
greifen der Landesregierung 
und des Sozialministers. „Es 
darf keine massiven Einschnit-
te bei der Eingliederungshilfe 

und den Gesundheitsleistun-
gen geben. Dafür müssen sich 
die Verantwortlichen einset-
zen. Stattdessen brauchen 
wir eine bessere Versorgung 
vor Ort und eine Deckelung 
der Kosten und Zuzahlungen. 
Vor allem müssen Menschen 
mit Behinderung aber in die 
Entscheidungen einbezogen 
werden. Bislang redet die Poli-
tik über sie, anstatt mit ihnen“ 
stellt der Vorstandsvorsitzende 
fest. 

Zudem ruft der SoVD dazu 
auf, die Petition der Lebens-
hilfe gegen die Kürzungen 
in der Eingliederungshil-
fe zu unterstützen: www.
teilhabeistmenschenrecht.de. 
Weitere Details zum Thema  
gibt es auch im Artikel weiter 
unten auf dieser Seite.

Bei der Diskussion über die 
Kosten des Sozialstaats rückt 
immer wieder die Eingliede-
rungshilfe (EGH) in den Fokus. 
Leistungen der EGH erhalten 
Menschen mit Behinderung, 
die wesentlich in der gleichbe-
rechtigten Teilhabe an der Ge-
sellschaft eingeschränkt oder 
davon bedroht sind. Sie wird 
ausgezahlt unter anderem für 
Assistenzleistungen, Schulbe-

gleitungen, für die Teilhabe am 
Arbeitsleben oder für soziale 
Teilhabe.

Diese Leistungen sind für 
Menschen mit Behinderung 
überaus wichtig und durch das 
Bundesteilhabegesetz auch ge-
setzlich verankert. Drohende 
Kürzungen, wie sie auch von 
Bundeskanzler Friedrich Merz 
(CDU) ins Spiel gebracht wur-
den, sorgen bei Betro� enen für 

große Verunsicherung. Auch die 
Sozialstaatskommission kriti-
sierte die Kosten der Eingliede-
rungshilfe, obgleich diese gar 
nicht zu den von ihr betrachte-
ten Politikfeldern gehört. Der-
zeit läuft ein Reformprozess zur 
Eingliederungshilfe, an dessen 
Ende eine Kostensenkung ste-
hen soll.

Der SoVD unterstützt eine 
Petition, die sich gegen Kür-
zungen auf dem Rücken der 
Betro� enen wendet. Die For-
derung lautet: „Der Deutsche 
Bundestag wird aufgefordert, 
keine gesetzlichen Änderungen 
vorzunehmen, die zu Kürzun-
gen und Einschränkungen der 
Eingliederungshilfe für Men-
schen mit Behinderung – zum 
Beispiel durch Pauschalierun-
gen – führen. Denn Teilhabe ist 
Menschenrecht.“

Weitere Informationen 
zur Petition können on-
line über die Website www.
teilhabeistmenschenrecht.de 
eingesehen werden. Eine Mit-
zeichnung ist noch bis zum 25. 
Mai möglich.

Petition bis 25. Mai unterstützen
Steigende Sozialausgaben, politische Reformpläne und wachsende Unsicherheit: Die Eingliederungs-

hilfe für Menschen mit Behinderung gerät unter Druck. Während die Bundesregierung über Einspa-
rungen diskutiert, warnen Verbände vor gravierenden Folgen für die gesellschaftliche Teilhabe. Eine 
Petition, die der SoVD in Niedersachsen unterstützt, setzt ein klares Zeichen gegen mögliche Kürzungen.

Kürzungen und Einschränkungen der Eingliederungshilfe abwenden

Zur EGH gehören beispielsweise bestimmte Rehamaßnahmen 
ebenso wie persönliche Assistenzen zur Unterstützung im Alltag.
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Assistenzen in Form einer Schulbegleitung ermöglichen Kindern 
mit Behinderung die Teilhabe am Schulalltag und Unterricht.
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Mehr Selbststimmung statt Kürzungen

Machen Sie mit bei unserer Mitglieder-
befragung und sagen Sie uns, was Ihnen 
wichtig ist! Denn: Wir möchten uns immer 
weiter verbessern – gemeinsam mit Ihnen!

Gehen Sie einfach auf https://survey.
lamapoll.de/SoVDMitglieder2026/?Z=1
oder scannen Sie den QR-Code rechts oben 
mit Ihrem Tablet oder Smartphone.

Danke für Ihre Unterstützung!

  

Gestalten 
Sie mit uns 
die Zukunft!
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